
ohne größere Anreisen zur mündl ichen Ver­
handlung erscheinen und sich dor t auch 
eher anwalt l ich vertreten lassen können. 
Der Bundestag hat berei ts in den Ber ich­
ten seiner Ausschüsse, bei der zwei ten 
und dr i t ten Beratung der Gesetzesentwürfe 
im Plenum und in einer besonderen Ent­
schl ießung (Bundestags-Drs. 8/1945) in d ie ­
sem Sinne an d ie Bundesregierung und an 
d ie Länder appel l ier t . 
I I I . Die vorgesehene Beschleunigung des 
Asylverfahrens w i rd , so ist zu hof fen, mit 
dazu bei t ragen, auch andere Prob leme in 
der Praxis des Asylverfahrens abzutragen, 
die gegenwärt ig unter anderem darauf 
zurückzuführen s ind, daß zahlreiche Men­
schen dieses Verfahren aus asyl f remden 
Gründen beschrei ten. Das beginnt mit der 
al l tägl ichen Frage der Zuständigke i t zur 
Entgegennahme von Asylanträgen, setzt 
sich fort mit langen Wartezei ten bis zur 
Aufnahme des Antrags durch überlastete 
Aus länderbehörden und mündet ein in 
Fragen des aufenthal tsrecht l ichen Status 
Asylsuchender und besonders in die g rund­
legende Frage nach Inhalt und Grenzen 
der den Grenz- und Aus länderbehörden 
e ingeräumten >Vorprüfungsbefugnis< in 
Asylsachen. 
Es hat sich gezeigt, daß die Grenz- und 
Aus länderbehörden die ihnen durch die 
A l lgemeine Verwaltungsvorschr i f t zur Aus­
führung des Ausländergesetzes (in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 
1977) e ingeräumte Befugnis, Asylbegehren 
daraufh in zu überprüfen, ob sie »wirk­
same« Asy lgründe enthal ten, nicht als 
»offensichtl ich rechtsmißbräuchlich« einzu­
stufen s ind, und ob der Antragstel ler nicht 
berei ts »anderwei t ig Schutz vor Verfolgung 
gefunden hat«, nicht sel ten verkennen und 
auch zum Nachtei l echter Asylsuchender 
überschrei ten. Besonders die zum 1. Juni 
1977 neu e ingeführ te Regelung über »offen­
sichtl ich rechtsmißbräuchl iche« Asy lbegeh­
ren sol l te nochmals überdacht werden. Da­
bei sol l ten auch die Beschlüsse des Exe­
kut ivausschusses f ü rdas Programm des UN-
Flücht l ingskommissars vom Oktober 1977 
berücksicht igt werden. Danach soll über 
Asy lant räge mögl ichst eine zentrale Behör­
de entscheiden und dem Antragstel ler so l l ­
te er laubt werden , für die Dauer des Asy l ­
verfahrens im Lande zu ble iben, es sei 
denn, daß die genannte zentrale Behörde 
das Asy lbegehren für offensichtl ich rechts­
mißbräuchl ich (clearly abusive) erklärt . Das 
deutsche Verfahrensrecht w i rd dieser Emp­
fehlung des Exekutivausschusses, dem 
auch die Bundesrepubl ik Deutschland an­
gehört, nicht vö l l ig gerecht. Denn die Ent­
scheidung darüber, ob ein »offensichtl ich 
rechtsmißbräuchl iches« Asy lbegehren vor­
liegt, fäl l t nicht das zentral für Asylanträge 
zuständige Bundesamt für d ie Anerken­
nung ausländischer Flücht l inge, sondern 
die jewei l ige Grenz- oder Aus länderbe­
hörde, die dann den Asylsuchenden bereits 
vor Abschluß des Asylver fahrens auswei ­
sen und selbst in sein Herkunf ts land ab­
schieben kann. Die jüngsten Beschlüsse 
des Bundestages haben diese wei teren 
Probleme der Praxis des Asylver fahrens 
nicht aufgegri f fen, da tei ls schon deren 
bloße Existenz bestr i t ten w i rd ode. d ie A n ­
sichten über ihre Lösung wei t auseinander­
gehen. 

IV. Es ist schließlich darauf h inzuweisen, 
daß die nun zur Beschleunigung des Asy l ­
verfahrens gefaßten Beschlüsse nicht d ie 
eigent l ichen Ursachen für den wachsenden 
Zust rom Asyl begehrender Ausländer aus 
al len Tei len der Welt ausräumen können. 
Menschen verlassen ihre Heimat, um den 
Schrecken eines Bürgerkr ieges oder einer 
Hungersnot zu entkommen, wei l sie in 
ihrem Land keine Arbei t f inden oder sich 
berufl ich nicht entfalten können, we i l sie 
ihre Rel igion nicht f rei ausüben können 
oder aus anderen Gründen als Minderhei t 
d iskr imin ier t und unterdrückt werden. 
Die t radi t ionel len Aufnahmeländer für diese 
Menschen bef inden sich gegenwär t ig fast 
ohne Ausnahme in einer wirtschaft l ich an­
gespannten Lage mit einer hohen Zahl 
Arbeits loser. Ausländer s ind daher heute 
nicht mehr wie f rüher im a l lgemeinen w i l l ­
kommene zusätzl iche Arbei tskräf te. Sie er­
halten nicht mehr w ie f rüher großzügig 
eine Aufenthal ts- und Arbei tser laubnis, son­
dern es bleibt ihnen als Ausweg nur das 
Asylverfahren, um sich für e in ige Jahre in 
der Bundesrepubl ik Deutschland aufhalten 
und in Ruhe und Frieden leben zu können. 
Diese Menschen werden auch künft ig das 
Asylverfahren als einzigen für sie mög­
lichen Ausweg beschreiten. Hier a l lgemein 
von einem >Mißbrauch des Asylrechts<, von 
>Asylrechtserschleichung< oder gar einem 
>Asyltourismus< zu sprechen, w i rd dem 
Schicksal dieser Menschen nicht gerecht, 
auch wenn viele unter ihnen letztl ich keine 
Fluchtgründe im Sinne der Genfer Flücht­
l ingskonvent ion und des Art ike ls 16 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes gel tend machen 
können. Die gegenwär t ige öffentl iche Dis­
kussion um den >Asylrechtsmißbrauch< 
sol l te daher ein Ende f inden. Sie hat wei t ­
hin den Eindruck aufkommen lassen, als 
ob es sich heute bei Asylsuchenden in der 
Regel um >Wirtschaftsflüchtlinge< handle. 
Demgegenüber gi l t es jedoch hervorzuhe­
ben, daß wei terh in ein beachtl icher Tei l 
unter den Asy lbewerbern echte Asy lgründe 
besitzt. Es ist folgl ich mit Sorge zu ver­
zeichnen, daß in den letzten Jahren die 
Zahl der Anerkennungen in der Bundes­
republ ik Deutschland von über 4 000 im 
Jahre 1974 auf unter 2 000 im Jahre 1977 
gesunken ist. Der ständig ste igende Zu ­
strom von Ausländern, die das deutsche 
Asylverfahren aus asyl f remden Gründen in 
Anspruch nehmen, könnte dazu geführt ha­
ben, an das Vorbr ingen al ler Asylsuchen­
den strengere Maßstäbe anzulegen. Es ist 
zu wünschen, daß die Bundesrepubl ik 
Deutschland im Zuge der beschlossenen 
Beschleunigung des Asylverfahrens wieder 
aufgeschlossener werden kann gegenüber 
den Menschen, denen das Grundgesetz und 
die Genfer Flücht l ingskonvent ion Schutz 
und Hilfe verheißen. JH 

Weltraumrecht: Zweite UN-Konferenz — Nuklear­
satelliten als neues Thema (40) 

(Die fo lgenden Ausführungen schließen an 
den Bericht in VN 3/1978 S. 102 f. an.) 

Zu den Themen Erdfernerkundung, Sate l -
l i tendirektfernsehen und Mond- oder H im­
melskörpervert rag gab es auf der 21 . Ta­
gung des Weltraumausschusses (26. Juni 
bis 7. Jul i 1978 in New York) keine neuen 
Akzente. Der geostat ionäre Orbi t als n a ­

tür l iche Ressource< und dami t Domäne der 
zehn Äquator ia l länder — ein vornehml ich 
late inamerikanischem Erf indungsgeist (Ko­
lumbien, Ecuador, Brasi l ien) entsprunge­
nes Völkerrechtspostulat — stieß bei den 
Nichtäquator ialstaaten wei terh in auf sehr 
ger inges Verständnis. Demgegenüber er­
ziel ten die (aufgrund der Erweiterung durch 
Resolut ion 32/196B der Genera lversamm­
lung vom 20. Dezember 1977) nunmehr 47 
Mi tg l ieder des Welt raumausschusses in 
zwei anderen Punkten Einverständnis. 
I. Spätestens 1983 soll eine zweite UN-Kon­
ferenz über die Erforschung und fr iedl iche 
Nutzung des Wel t raums zusammentreten. 
Die erste hatte 1968 in Wien stat tgefun­
den. Der Weltraumausschuß wünscht, von 
der Generalversammlung zum Vorbere i ­
tungsorgan der Konferenz best immt zu 
werden. Die wel t raumtechnologisch for tge­
schr i t tenen Staaten waren dem Vorhaben 
mit nicht al lzuviel Enthusiasmus begegnet. 
Der Delegierte Niger ias nahm dies zum 
Anlaß, die beherrschende Stel lung der 
Wel t raummächte im Ausschuß anzupran­
gern und spezif isch dessen Verfahren zu 
kr i t is ieren. Die Konsensregel sei zu oft 
mißbraucht worden . Außerdem erkenne er 
keinen Sinn dar in , daß der Ausschuß und 
seine beiden Unterausschüsse (Wissen­
schaft und Technik; Recht) jähr l ich drei 
getrennte Tagungen durchführten. Er sei 
dafür, nur e inmal im Jahr zusammenzutre­
ten, und zwar zunächst im übergeordne­
ten Organ mit e iner a l lgemeinen Ausspra­
che und sodann in den beiden Unteraus­
schüssen. Es ist in der Tat auch 1978 so 
gewesen, daß die Staatenvertreter die Ge­
neraldebatten in den verschiedenen Gre­
mien dazu nutzten, über ihre neuesten 
wel t raumtechnischen Leistungen wiederho l t 
ausschweifende Berichte zu erstat ten. Es 
erscheint zweifelhaft , ob dieses Ritual e inen 
anerkennenswerten Zweck erfül l t . 
I I . Kanada hatte nach dem Absturz des so­
wjet ischen Satel l i ten >Kosmos 954< auf 
se inem Gebiet das Thema der Nuklear­
satel l i ten aufgeworfen. Trümmer waren in 
e inem Gebiet von rd. 80 000 qkm gefunden 
w o r d e n ; die Such- und Räumakt ion hatte 
bis Anfang Jul i 1978 etwa zwölf Mil l Dol­
lar gekostet. Der Weltraumausschuß er­
suchte nun seinen Unterausschuß für Wis­
senschaft und Technik, d ie Problemat ik der 
Nutzung von Kernkraf taggregaten im Welt­
raum auf d ie Tagesordnung seiner näch­
sten Session zu setzen. Der Unterausschuß 
sol le zu deren Untersuchung eine Exper­
tenarbei tsgruppe einsetzen. Daneben ar­
beitete er einen Resolut ionsentwurf für die 
Genera lversammlung aus. Danach würde 
diese an al le Länder das Ersuchen r ichten, 
im Falle von Betr iebsstörungen bei von 
ihnen in Umlauf gebrachten kernkraf tge-
t r iebenen Wel t raumf lugkörpern die betrof­
fenen Staaten zu unterr ichten, wenn die 
Gefahr einer Rückkehr von radioakt ivem 
Mater ia l zur Erde drohe. Es hatte viel 
Mühe gekostet, diese Kompromißformul ie­
rungen insbesondere den sozial ist ischen 
Staaten abzur ingen. Etl iche Delegierte prä­
zis ierten, der Begrif f >Erde< erfasse auch 
die A tmosphäre ; sie hätten es darüber h in ­
aus vorgezogen, die Informat ionspf l icht mit 
»so bald und so umfassend wie mögl ich« 
zu qual i f iz ieren. NJP 
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